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hauptsächlich dazu dienten, den Klassen­
charakter des Strafverfahrens zu ver­
schleiern. Inhalt, Struktur und Sprache des 
Gesetzes, vor allem aber seine praktische 
Anwendung durch die Justiz ' des kaiser­
lichen Deutschlands verdeutlichten, daß dies 
ein Gesetz der herrschenden Klasse gegen 
die Mehrheit des Volkes war. Die neuen Ge­
setze spiegelten den Zustand des Staates 
wider, der — wie Karl Marx im Jahre 1875 
schrieb — „nichts andres als ein mit parla­
mentarischen Formen verbrämter, mit feu­
dalem Beisatz vermischter und zugleich 
schon von der Bourgeoisie beeinflußter, bü­
rokratisch gezimmerter, polizeilich gehüte­
ter Militärdespotismus"1 war.

Der volksfeindliche Charakter dieses 
Staates äußerte sich auch in den Bestimmun­
gen, mit denen hinter den in den kleinstaat­
lichen Gesetzen erreichten, ohnehin begrenz­
ten Stand der Mitwirkung von Laien an der 
Strafrechtsprechung noch zurückgegangen 
wurde. Sie zielten darauf ab, das inzwischen 
zu einer gefürchteten Kraft herangewachsene 
Proletariat von der Teilnahme an der 
Rechtsprechung auszuschließen. Die Laien­
mitwirkung an der Strafrechtsprechung 
blieb den herrschenden Schichten Vorbehal­
ten und wurde nur so weit verwirklicht, wie 
es nötig war, um die Strafgerichte als über 
den Klassen stehende Staatsorgane zu tar­
nen.

Ihren Klassencharakter verschleiernd, 
täuschte die Strafprozeßordnung vor, sie 
beruhe auf dem Grundsatz der Gleichheit 
aller vor dem Gesetz. Insbesondere das Sy­
stem der Beweise, die nach der „freien" 
Überzeugung des Richters zu bewerten wa­
ren, sollte das Argument stützen, diese 
Strafprozeßordnung diene den Interessen 
der ganzen Gesellschaft. Die Beweiswürdi­
gung nach der „freien" Überzeugung des 
bürgerlichen Richters im bürgerlich-kapita­
listischen Strafverfahren ermöglichte es, die 
vom Klasseninteresse diktierten Forderun­
gen der Bourgeoisie gegen die unterdrück­
ten Klassen durchzusetzen.1 2

Das Gerichtsverfassungsgesetz und die 
Strafprozeßordnung traten am 1. Oktober 
1879 in Kraft. Schon im ersten Jahr ihres 
Wirkens (zugleich das erste Jahr des Gel- 
tens des Sozialistengesetzes) zeigte sich in 
der Strafrechtsprechung, in der neuen Ge­

richtsorganisation und im Strafverfahren, 
die Klassenfunktion dieser Gesetze, die der 
Niederhaltung des Proletariats dienten.

Friedrich Engels belegt das mit folgenden 
Zahlen: „In dem einen Jahre von Oktober 
1879 bis 1880 waren wegen Hochverrats, 
Landesverrats, Majestätsbeleidigung etc. 
allein in Preußen nicht weniger als 1108 Per­
sonen eingekerkert und wegen politischer 
Verleumdung, Beleidigung Bismarcks, Ver­
unglimpfung der Regierung etc. nicht weni­
ger als 10 094."3

Zum Strafprozeßrecht 
in der Weimarer Republik 
Für die Weimarer Republik war die Errich­
tung politischer Sondergerichte typisch, da 
die jeweilige Regierung den sogenannten 
ordentlichen Gerichten nicht das Maß an 
Rücksichtslosigkeit gegen das revolutionäre 
Proletariat zutraute, das die Bourgeoisie er­
wartete.

Bei den zeitweise eingesetzten politi­
schen Sondergerichten ergänzte Justizterror 
den polizeilichen und militärischen Terror. 
Für sie galt eine veränderte Verfahrensord­
nung, die sich als gegen das kämpfende Pro­
letariat gerichtete Verschärfung des Straf­
prozeßrechts erwies. So entfielen unter dem 
Vorwand, das Strafverfahren zu beschleuni­
gen, in der Regel die gerichtliche Vorunter­
suchung, die Anklageschrift, das Eröffnungs­
verfahren, die Ladungsfristen. Auch die ge­
richtliche Hauptverhandlung wurde dieser 
Klassenjustiz untergeordnet. Das Gericht 
durfte die Beweisaufnahme nach seinem Er­
messen einschränken. Gegen die so zustan­
degekommenen Urteile war kein Rechts­
mittel zulässig. Die Deformierung des Straf­
prozeßrechts für die Zwecke der sonder­
gerichtlichen Abrechnung mit dem revolu­
tionären Proletariat bildete ein wichtiges 
Merkmal der damaligen Klassenjustiz.4
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